[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Entmündigung nach Art. 369 und 370 ZGB?

Sachverhalt

Wir haben ein Gutachten, dass zum Schluss kommt, dass ein Entmündigungsgrund nach Art. 369 und 370 ZGB vorliegt.

Was empfehlen Sie? Die leichtere Variante nach Art. 370 ZGB oder die schwerere nach Art. 369 ZGB. Im letzteren Fall würde noch das Stimmrecht verloren gehen.

Meines Erachtens darf ich nicht eine Massnahme mit beiden Artikeln machen.

Erwägungen

1. Das Gesetz zählt die Voraussetzungen zur Entmündigung und die daraus entstehenden Rechtsfolgen abschliessend auf. Das Schweizerische ZGB verfügt über einen numerus clausus von Massnahmen, d.h. über eine beschränkte Anzahl von Massnahmen (Grundsatz der Typengebundenheit). Darüber hinaus gilt der Grundsatz der Typengebundenheit, welcher besagt, dass sich die Rechtsstellung der Betroffenen aus jeder Massnahme konkret ergibt und von den Behörden nicht beliebig ausgestaltet werden kann )H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, § 3 N8 und 9).

Damit ist es den anordnenden Behörden auch versagt, bei Vorliegen nur einzelner Tatbestandsmerkmale verschiedener Massnahmen diese neu zu kombinieren zu einer zusätzlichen. Auf die Schwächen eines Einzelnen abgestimmten massgeschneiderten Massnahme.


2. Im vorliegenden Fall scheinen nach Ansicht der begutachtenden Stelle die Voraussetzungen zweier Massnahmen gegeben zu sein. Das ist aus rechtlicher Sicht nicht ganz schlüssig. Wenn die Voraussetzungen des Art. 369 ZGB (Geisteskrankheit, Geistesschwäche) gegeben sind, ist nach dieser Bestimmung zu entmündigen, gleich welche Folgen die Geistesschwäche oder Geisteskrankheit nach sich ziehen. So ist es naheliegend, dass Menschen mit einer geistigen Behinderung mit Geld nicht umgehen können und misswirtschaften würden, wenn ihnen die Verwaltung ihrer Einkünfte oder Vermögen überlassen bliebe. Das wäre nie ein rechtserheblicher Grund, um sie wegen Misswirtschaft (Art. 370 ZGB) zu entmündigen. Ebenso ungesetzlich wäre die Entmündigung von sexuell stark aktiven geistig behinderten Menschen wegen lasterhaftem Lebenswandel. Art. 370 ZGB setzt voraus, dass die Tatbestandsmerkmale des sozialen (Fehl)Verhaltens der betroffenen Person zugerechnet werden können, was bei geistiger Behinderung und psychischer Störung in der Regel nicht der Fall ist. 

3. Zwar gibt es in der Vormundschaftspflege diesbezüglich Sündenfälle wie BGE 85 II 457, mit welchem eine Entmündigung in kombinierter Form nach Art. 369 und 370 ZGB gerechtfertigt worden ist. Die vor 46 Jahren begründete Praxis dürfte in der Zwischenzeit kaum mehr Bestätigung finden. 


4. Ob nach Art. 369 oder nach 370 ZGB zu entmündigen ist, ist eine Rechtsfrage, welche nicht den Gutachtern überlassen werden kann, sondern von der anordnenden Behörde zu entscheiden ist. Wenn die Voraussetzungen des Art. 369 ZGB erfüllt sind, ist allein nach dieser Norm zu entmündigen, mit der von Ihnen erwähnten Folge des Verlustes des Stimm- und Wahlrechts. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. Juni 2005
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